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Demokratisches Waıahlrecht und politis&e Ethik
Von ONZEL

In der westlichen Welt kommen heute praktisch ur och Zzwel Grund-
formen der Regierung Frage: Demokratie und Diktatur. Zum Zertfall
der abendländischen Monarchien Lrug neben anderen Ursachen entschei-
dender Weise eine zweifache Wandlung Denken und Wollen der Völker
be1i iInfolge eines seinen sozialgeschichtlichen Auswirkungen och lange
nicht hinreichen: gewürdigten andels des relig1ösen Vorsehungsglaubens
schwand mehr un mehr die Überzeugung, da{fs bestimmte Kürsten-
famıiılien durch (Gottes Wiıllen befähigt un! berufen selen, die Völker
regıeren. Darzu kam das starke Anwachsen demokratischer Bestrebungen,
die AaUS der geistigen Gärung hervorgingen, welche die christliche Botschaft
VO der Würde und den Grundrechten jedes Menschen den Herzen und
Köpten bewirkt hatte Selbst da, das Königtum der westlichen Welt
sich och erhalten hat, lıegt heute die eigentliche Regierungsgewalt €e1M
Parlament un be1 den miıt seinem Einverständnis regierenden Ministern
Die Demokratie als KRegierungsform 1ä0+t sich mi1t dem Christentum verein-
baren; dagegen nıcht die Diktatur, ge1 eines einzelnen, Se1 CS einer
Gruppe, sotern 616 grundsätzlich die vorstaatlichen Rechte der Einzelnen,
der Famıilien und anderer Sozlalgebilde mißachtet un einer der staatlichen
Gewalt entzogenen relig1ösen Heilsgemeinschaft die KExistenzberechtigung
bestreitet. So bleibt heute allen westlichen Völkern die Aufgabe, ihr Staats-
wWeSCI. demokratisch und christenwürd1g gestalten. Dabeli ist unter ‚„De-
mokratie““ jedes Hegime verstehen, dem die Kegierenden direkt oder
indirekt VO Volke gewählt werden und SCZWUNSCH sind, im Kinklang mi1t
der Söffentlichen Meinung handeln.

Die Bejahung der Demokratie SEeTZ einen gewlissen Optimismus der
Beurteilung des Durchschnittsmenschen VOLaus DDie Verteidiger absolutisti-
scher kKegierungssysteme haben über diesen Uptimismus Sespottket, da
wirklichkeitsfremd un!: mıt der durch die Erbsünde gegebenen Natur des
Menschen nıcht vereinbar EL, Die radikal pessimistische Anthropologie ıst
protestantisch der jansenistisch. Die katholische Kirche entnmimmt AUus der
christlichen UOffenbarung C1N helleres, zuversichtlicheres Menschenbild. KHer-
NeTr ıst bedenken, da{fs die Kron]uristen einer theologisch begründeten
antiıdemokratischen Regierungsform ihrer pessimistischen Anthropologie
Ausnahmen zulielßen, dıie doch elner nıcht empirisch, sondern theolo-
gisch begründeten Liehre VO Menschen kein Platz Se1IN kann £€Ne Vertreter
der politischen Theologie sagten: 99  1€ einzelnen sind böse, aber der Staat
1st gl.lt“ un der Staat für S1E. identisch mıt dem absolutistischen
Herrscher. Die theologische Anthropologie hat nicht ber die Mehrzahl der
Menschen Aussagen machen, sondern ber den Menschen schlechthin.
Weienn aber die Menschen Denken un Wollen wesentlich verderbt
SINd, dafß INa  P der Allgemeinheit die Wahl und Kontrolie der Kegierung
nicht zugestehen darf, dann ıst Ccs och wen1iger 5 einem einzelnen
oder eINer Gruppe die absolute Regierungsgewalt überlassen.
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Die VO  - den Schwankungen der öffentlichen Meinung so schr abhän
Demokratie ist allerdings e1in größeres Wagnis, al; die 1n sakraler Ira-
dition wurzelnde Erbmonarchie Wäar. W.o jedoch AUSs den CIn  an  e ANSE-deuteten Ursachen die Nonarchie nicht mehr möglich ist, mu{flß das W agniseiner demokratischen Staatsgestaltung unternommen werden. Die christ-
liche Ethik fordert, dafß C555 eın besonnenes Wagnis sSelL. Der Appell eiNe
christlich-demokratische Gesinnung genügt nicht. Man kann den Bei-
spielen AUSs der Jüngsten Vergangenheit erkennen, wWw1€e leicht ein demokrati-
sches Staatsgebilde sich ZEersetfzen un der Diktatur den Weg Ireigebenkann. Mittel un: Wege mMuUussen gesucht werden, den Gefahren OTZU-

beugen, die allem AUS der Eixistenz un: Wirksamkeit der politischenParteien entstehen. ber ohne Parteien ist eine Demokratie nicht möglich;enn ohne derartige Zu  usa  Q  ammenschlüsse können die einzelnen Staatsbürgerihre Stimmen nicht /Axr Geltung bringen. 5So lautet ennn die entscheidende
Frage: Auf welche Weise sollen die Parteien sich bilden un: iıhre doppelteAufgabe der Regierungsbildung un! -kontrolle erfüllen? Das ist mıt ande-
. u  a} Worten die Krage ach der Gestaltung des demokratischen Wahlrech-
tes Seine Grundformen heißen Mehrheitswahl un: Verhältniswahl.

Als Im Jahre 1947 die Zeitschriftt „Dokumente‘‘ einen Aufsatz des Ur1ı-
sten aurice Duverger ber „„Die politischen Parteien un:! die Demokratie“®
us der Zeitschrift .1a Vie Intellectuelle‘®‘ abdruckte, sah sıch die Schrift-
leitung veranlaßt, die dem Aufsatz erwähnten Grundformen des Wahl-
rechts durch folgende Fufßnote zunächst einmal erläutern: ‚‚Mehrheits-
ahl miıt einem Wahlgang: Hier genugt die relative Mehrheit, den
Kandidaten durchzubringen, un erübrigt sıch infolgedessen eın zweıter
Wahlgang. Mehrheitswahl miıt ZWeI Wahlgängen: Hier ist die absolute
Mehrheit erforderlich, und 6S kommt, falls S1E nicht erreicht wird, Stich-
wahl, a1s0 einem zweıten Wahlgang. Verhältniswahl: Hier werden Cdie
Mandate zwischen den einzelnen Parteien erhältnis den für ihre
Wahllisten abgegebenen Stimmen aufgeteilt.‘““ Fügen WIT och hinzu: Bei
der Mehrheitswahl handelt 6S sich direkte Personenwahl iın Einmann-
wahlkreisen: irgendeine Verrechnung der Stimmen Der Landes- oder
Reichslisten indet Unterschiede ZUF Verhältniswahl niıcht STa

Ks ist bezeichnend., da{fß solche elementaren Krläuterungen notwendige sind.
Die Mehrzahl der demokratischen Wähler In Deutschland un auch ın Inan-
cher anderen Ländern weilß der Tat nicht, w as sS1e tut, wWwWenn S1€e ihre
Stimme abgibt. Viele kennen überhaupt nicht den Unterschied zwischen
den Grundformen des Wahlrechts. Andere halten die Frage danach für eiıne
rein technische Angelegenheit. Dafßs dem nicht ist, hat Professor Kerdi-
and Aloys Hermens, VOoO der Universität Notre Dame, USA, neuerdings
1ın einer umfangreichen Untersuchung dargelegt.1 Hermens, wlssen-
schaftlichen Deutschland se1ıt ZWaNnzlg Jahren bekannt durch seine Arbeiten
ber den Zusammenhang der Staats- und Wirtschaftsformen, ist heute einer
der besten Kenner des Wahlrechts allen demokratischep Staaten. Alle

F. A. Hermens, Demaknafse der Anarchie ? Untersuchung ber die ' Verhältniswahl.
Übersetzt AUS dem Amerikanischen VO! UÜ. Wetzel. (412 S Woligang-Metzner-Verlag, Frank-
turt/M., 1951 (Hln. DM B Prof Friedrich VOoO der Harvard-Universität schrieb die
Kinführung ZzU Originalausgabe, Alfred Weber das Vorwort A deutschen Ausgabe.,
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die Notwendigkeit er lebensfähigen und christenwürdi-
gen Demokratie erkannt haben, sollten siıch mıt dem Stoff un: den 72
dankengängen seINESs Buches Vertrau machen.

11 “Vor 1918 galt in Deutschland das Recht der Mehrheitswahl mıt Zzwel
Wahlgängen. Wohl WwWar das Parlament In viele Parteien aufgesplittert. 1E
sahen sich jedoch ım Programm un bei der Aufstellung der Kandidaten ZUFEC

Mäfsigung SCZWUNSCH, weil beli der Stichwahl 7weıten Wahlgang sechr
oft Wahlbündnisse notwendig. ecmMn. Dennoch wurde dieses Wahlverfah-
T  an Von vielen qals eine große Ungerechtigkeit empfunden. Man hatte nam-
lich der alten W ahlkreisabgrenzung VO  e} 1869 STAarr festgehalten, uch
als den Industriebezirken die Wahlkreise ein mehrfaches größer
geworden eI,. Da aber jedem ahlkreis 1Ur eın Kandidat sich durch-
sefzen konnte, in den größten TrTeisen etwa zehnmal mehr Stimmen
als in den kleineren Kreisen ZU  — Erreichung der absoluten Mehrheit nNnOTt-

wendig. So hatte also in vielen Hällen die Hmme eines Industriearbeiters
LUr ein Zehntel Gewicht gegenüber der timme etwa eines Einwohners VO  —

Pommern oder Berlin-West. Gegen dieses Unrecht ankämpfend setizte die
Sozialdemokratische Partei das Verhältniswahlverfahren IN ihr Erfurter Pro-

VO  — 1891 ach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches wurde annn
1918 die Verhältniswahl eingeführt. ank der Verrechnung aller Stimmen
ber die Reichs- un Landeslisten konnten jetzt immer mehr CUu«cC kleine
Parteien In den Reichstag und die Landesparlamente einzıehen. Die Zahl
der Wahlkreise, ın denen e1ne Parte1i mehr als die Hälfte der Stimmen en
WwWann, sank VO  en Wahl ahl In allen Parlamenten die Parteien hel
der Regierungsbildung Koalitionen SCZWUNSCH, die sich infolge ihrer
allzu grofßen inneren Verschiedenheit mehr und mehr als regierungsunfähig
erwliesen. Da sich bei der wachsenden Aufsplitterung des Reichstags auch
C1iINe regierungsfähige Opposition mehr fand, oriff n der Notlösung
der Präsidialkabinette ohne Parlamentsmehrheit. So konnte nıcht ausblei-
ben, dafß das parlamentarische System überhaupt bei vielen Deutschen ın
Mißkredit kam Antidemokratische Gruppen, die 19108  —_ dank der Verhältnis-
ahl un: der restlosen Stimmenverrechnung 1Ns Parlament gekommen <
FCN, fanden für ihren Ruf ach dem starken Manne immer mehr Gehör,
bhıs der .„Führer“ eiıne parlamentarische Mehrheit hinter sich brachte, die
ihn ermächtigte, dem demokratischen Staatswesen den (zaraus machen.

Gewarnt durch solche Erfahrungen ist INna ach 1945 beim Aufbau der
Deutschen Bundesrepublik eLwWAaSs vorsichtiger Werke fa WAar
wurde bei den ersten Landtagswahlen der amerikanischen un der
französischen OoNe noch das reine Verhältnis- un Listenwahlsystem ailı-

gewandt. In der britischen onNn€ jedoch wurden Prozent der Landtags-
abgeordneten In Einmannwahlkreisen ach dem Verfahren der Personen-
un: reliativen Mehrheitswahl gewählt; Prozent der Sıtze wurden ach
Verrechnung ber Landeslisten proportional verteilt. In den meısten Lan-
deswahlgesetzen stehen heute irgendwelche ‚„‚Mindestklause .. die einer
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Nikolaus Monzei
allzu großen Aufsplitterung der Parlamente entgégehwirken sollen. In der
gleichen Absicht lehnte der Parlamentarische Rat 1949 Bonn das Gesetz

die Wahl des ersten Bundestages das der britischen OoONne geübte
Wahlverfahren ber dieses Wahlgesetz sollte eın vorläufiges SCIN.
Nachdem jetzt VOIL der Wahlperiode des ersten Bundestages schon mehr
als die Halbzeit verflossen ist, steht die Schaffung eines NCUCH, hoffentlich
gründlich durchdachten und daher dauerhaften Wahlgesetzes bevor. Die
Diskussion darüber wurde bisher esonders VO  - der ‚„‚Deutschen Wähler-
gesellschaf .6 vorangetrieben. Wer Rückblick auft die Wieimarer eıt
den Zusammenhang zwischen Wahlverfahren, Zahl und Struktur der Par-
teıen, Versagen des KReichstags und Aufkommen der Diktatur Hitlers auch
DU groben Umri{(ß erkennt, wird begreifen, W1€e6 notwendig eın SCHAUC-
1765 Wissen die Vor- und Nachteile der verschiedenen Wahlverfahren
ıst notwendig nıcht u  — {ür einen Ausschufßs VO  S W ahlrechtsfachleuten,
sondern für alle Wahlberechtigten, WE S16 mehr SEC1LIN sollen als 1Ur

„„Stimmvieh‘“, das sıch schliefßslich selber seinen Metzger wählt ber oren
HU, wäas der Diskussion für und die beiden Grundarten des

demokratischen Wahlrechts vorgebracht wird.
Die Verteidiger der Verhältniswahl SaScC. Wenn einem demokrati-

schen Staat die Anhänger einer politischen Meinung und Interessenrichtung
eine SEWISSE Mindestzahl erreicht haben, sollen S1E auch die Möglichkeit
bekommen, ihre Meinungen und Interessen Parlament vertreten. Da-
bei mu C: gleichgültig seln, W1e diese politisch Gleichgesinnten ber das
Staatsgebiet verteilt sind Ihre Stimmen sollen ber die Grenzen der Wahl-
kreise hinweg zusammengerechnet werden. Dazu dienen die VO  —_ den Partei-
Jeitungen aufgestellten Listen. So ıst dafür SEeSOTST, dafß 1Ur wen1ge
1116  un verlorengehen. Das 1st einNe Forderung der Gerechtigkeit. Zugleich wird
dabei erreicht, da{fß das Parlament ein möglichst SeeUES Spiegelbild der
verschiedenen politischen Meinungen des Volkes darbietet. Die Parteizen-
tralen aber können be1l diesem Wahlverfahren qauft Grund ihrer umfassen-
den UÜbersicht tüchtige Fachleute auft die Listen Setzen und 1nNns Parlament
bringen, damit S16 den parlamentarischen Ausschüssen mitwirken, uch
WCILN S16 eine guten Wahl- und Parlamentsredner sind un! sich keinen
Wahlkreis selber erobern vermö0gen.

Die Anhänger der Mehrheitswahl entgegnen: Ks ist wahr, da{fs die Ver-
rechnung aller Stimmen ‚S Proporz- oder Verhältnisverfahren das Verlan-
SCH ach gerechter Wertung möglichst jeder ımme viel besser erfüllt als
das Mehrheitswahlverfahren;: denn be1i diesem fallen ja alle Stimmen, die
nıcht den durch relative oder absolute Mehrheit siegenden eINzZIgeN
andıdaten eines Wahlkreises abgegeben werden, unter den Tisch ber
das Verhältnisverfahren steigender Zersplitterung des Parlaments.
Daher wird die Bildung einer iunktionsfähigen, das heißt VOINL einer parla-
mentarischen Mehrheit getragenen Kegierung immer schwieriger. Immer
seltener wird der Wall, da{fßs eine Parteı grofß S  fa ist, allein die Kegle-
ruNns übernehmen Koalitionsregierungen werden notwendie, die me1ılst
recht schwerfällig sSind. Um nıcht auseinanderzubrechen, nehmen S16 WI1C.  h-
tige Staatsfragen, die eln heilßes Kisen sınd, Sar nıcht die Hand oder
lösen sS1e ach langen Verhandlungen zwischen den Koalitionsparteien
336
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kompromißlerisch, da{fß alle Beteiligten miıt dem Ergebnis unzufrieden sind.
Die W ähler ber spotten ber den ‚„‚Kuhhandel‘‘ un! die Schwerfälligkeit
der parlamentarischen Reglerung. In wachsender Zahl wenden S1E sich den
antidemokratischen Gruppen Weenn solcher Notlage Präsidialkabi-
nNne gebildet werden, die mıt Hilfe VO Notverordnungen reglieren, ist
damit schon, W1€e die antidemokratischen Parteien un Gruppen mıiıt Scha-
denfreude, aber SANZ richtig teststellen, die demokratische Regierungsform
verlassen und, WCI1N auch unbeabsichtigt, dem „starken o  Mann dem Dik-
LatOT, der Weg bereitet.

Es muß also,, SasCc die Anhänger der Mehrheitswahl, eın Verfahren
angewandt werden, das VO  — vornherein einer allzu großen Zersplitterung
vorbeugt. Die Mehrheitswahl {ührt, W16€e ermens gezeligt hat, mıt einer —
w1ssen sozlologischen Gesetzmäßigkeit fast immer ZU Bildung zweler gI'O-
er Parteien. England und die Vereinigten Staaten VoO Nordamerika biıeten
anschauliche Beispiele dafür Die melisten Splittergruppen fallen WCS), weil
aum jemand seine Stimme einem Kandidaten gibt, der Sar keine
Aussicht hat, sich die Mehrheit In seinem Wahlkreis erobern. Damlıiıt ıst
auch den antidemokratischen Gruppen, deren Anhänger AB Anfang einer
demokratischen Staatsbildung I lein Zahl un! welıt übers Land verstreut

sind, der Weg 1Ns Parlament verbaut. Das ist SAaNZ gewil besser, als eine
Partei, die auf Jegale W eise 1Ns Parlament gekommen ıst, nachher WC.
antiıdemokratischer Tendenzen verbieten. In einem auf dem Wege der
Mehrheitswahl gebildeten Parlament ıst die Frage der Regierungsüberhahme
schnell entschieden. Die stärkste der beiden grolsen Parteien ıst dafür schon
durch den Wahlausgang bestimmt. Die zweitstärkste Partei aber wird die
Opposition, auf deren Kontrollfunktion einem demokratischen Staat nicht
verzichtet werden kann, 1m allgemeinen ma{fvoll führen, weil S1e bel einem
Regierungssturz oder ach dem Ablauf der Wahlperiode beim Wort C”
1NOININEN werden annn un annn ebenfalls mıt den vorliegenden objektiven
Schwierigkeiten der Kegierung fertig werden mMu

Das t: grob skizziert, die Argumentatlion, mıiıt der ermens für die Ein-
führung der relativen Mehrheitswahl ach angelsächsischem Vorbild allen
demokratischen Staaten Kuropas eintrıtt. Er wartet mıt einer großen Ma-
terjaltfülle AUuUSs der Geschichte der politischen Wahlen der letzten acht Jahr-
zehnte auf. Gegenüber dem Bedenken, da{fß e1ım Mehrheitswahlverfahren
einmal eıne starke Oppositionsparte1 fehlen un!: eine Parteidiktatur ent-
stehen könne, welst auft die Möglichkeit hin, das Wahlgesetz eine Be-
stımmung aufzunehmen, gemäls der die stärkste der unterlegenen Par-
teıen, unabhängig VO der Zahl ihrer erkämpften Wahlkreise, eine Mindest-
zahl Parlamentssitgzen erhält.

111

In Deutschland scheint Zeit die Anhängerschaft der Mehrheitswahl
wachsen. Ks werden konkrete Vorschläge gemacht, W1€e INa  b eine

gerechte W ahlkreisgeometrie vermeiden könne, indem iINna  — die Mindest-
un:! Höchstzahl der W ähler tür die Wahlkreise festsetzt und deren Abgren-
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us alle rlamZU. überparteilichen Ins oder CLın
teiıen zusammengesetzten Oommission überträgt. Man betont, dafß die Fach-
leute, die bisher ber die Parteilisten 11185 Parlament kamen, nicht.- unbe-
dingt Parlamentarier SC brauchen. Auch als Nichtparlamentarier Önn-
ten s 1C den Parlamentsausschüssen hinzugezogen werden.? Mit besonde-
TeIN Nachdruck die Verfechter der Mehrheitswahl autf den CN  c
Kontakt hin, der zwischen den W ählern un!: den Abgeordneten besteht,

diese nıcht ach Listen, sondern auf Grund persönlicher Werbung i
ihrem EISCHNCN Wahlkreis gewählt werden.

Diesen großen Vorzug der Mehrheits- un!: Personenwahl geben die InNe1-

sten Gegner ber &1: wenden CL da{fß be diesem W ahlsystem die (3
fahr der Demagogie grTO1 SCL. Demagogische Wahlredner würden sich
eher durchsetzen als kundige und charaktervolle Kandıdaten, die keinen
guten Zungenschlag haben W16 JEeNC, Diesem Einwand gegenüber A miıt
Recht gesagt werden, da{fßs die Gefahr demagogischer Massenbeeinflussung
bei jedem demokratischen Wahlverfahren besteht Bei der Mehrheitswahl
ann CS die Demagogie der einzelnen Kandidaten SC Bei der Verhältnis-
ahl! wird die Versuchung ZU. Demagogie esonders für die Parteileitungen
bestehen, die übrigens dafür jel größeren und gefährlicheren Appa-
rat der Meinungs- un! Gefühlsbeeinflussung ZzU Verfügung haben als der
mehr aut sıch gestellte Kandidat Mehrheitswahlkreis.

Ernster mu{ INa folgenden Einwand SC die Mehrheitswahl neh-
men Ks geschieht be1i diesem Verfahren leicht, daß eCiNer der Gesamt-
wählerschaft vorhandenen einfachen oder SOSa. absoluten Mehrheit WE

S 1C ungunskug ber die Wahlkreise verteilt ist 5 ia Zahl VO  —_

Parlamentssitzen zutfällt aqals C1INer Stimmen schwächeren Partel. voch
die etzten englischen Parlamentswahlen (vom November boten ein

Beispiel dafür Die Konservativen erhielten WENILSECF Stımmen, aber mehr
Parlamentssitze alg die Labour-Partel;: ennn diese hatte WEN1LSCI Wahlkreise
erobert als die Konservativen. WAar Wäar der Unterschied zwischen den
Gesamtzahlen der für diese beiden Parteien abgegebenen Stimmen nicht
allzu STO1S Kıs kann ber bel der Mehrheitswahl vorkommen, da{fß zwischen
der erreichten Stimmenzahl un den erlangten Parlamentssitzen E1 recht
groides Mißverhältnis besteht. In solchen Fällen wird Ina den Vorwurt
C1Ner ungerechten Mandatsverteilung un C1INer objektiven Verfälschung
des W ahlergebnisses nıicht leicht zurückweisen können.

So hat jedes der beiden gehannten Wahlsysteme sSC1116 Vor- un: Nach-
teile. Hs liegt daher nahe, vermittelnde Lösungen vorzuschlagen. Schon
die absolute Mehrheitswahl miıt Zweıten Wahlgang der orm der
Stichwahl wird VO  e} manchen als = miıttlere Lösung angesehen. Kin ande-
TCLr beachtlicher Vermittlungsvorschlag mm Von arl Pfister.? Als das
parlamentarische System ı Deutschland 1932 ı sCcC1INeE große Krise geraten
WAäar, schlug Pfister VOL Unmittelbare Personenwahl i zleinen ahlkrei-

Ile mıt wenıgstens C1INer Mindestzahl VOL Stimmen bedachten Kan-
didaten werden Mitglieder eLiNes ‚„„Vertretertages dem jeder soviel

Von Hartmann, Für un! wider das Mehrheitswahlrecht Frankfurt 1950
arl Pfister, Die RKettung des parlamentarischen Systems Tübingen 1932
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C  Ye
hlt habe Die VertretDa A  welche d Mlrgn  Listen für Ln  ie Parlamentésifze au stellen un eventuell Wahl-

hündnisse schließen. Ks erfolgt annn die Parlamentswahl durch die Ver-
ireter Auf die relatıv meistgewählte Liste entfällt die grölsere Hälfte aller
Parlamentssitze. Die übrigen Sitze werden auf die anderen Listen ach dem
Verhältnissystem verteilt. Das ist, W1€e — sieht, eine Verbindung VO  - Per-
11- un Listenwahl, sSoOwie VO Proporz- un Mehrheitssystem, aber
ben HUr eın einzelnes Beispiel AUSs der kaum übersehbaren Fülle scharf-
SINNIS konstruüierter un: ZU eil auch praktizierter Wahlsysteme.

Hermens verwirft alle Wahlsysteme außer der relatıiven Mehrheitswahl.
Wie immer na sich azu stellen mas, folgende fünf Gesichtspunkte darf
Ina  an be1l der Diskussion eın Bundeswahlgesetz nıcht übersehen.

Krstens: Die Aufgabe der Parlamente ist eıinem demokratischen Staat
heute eine andere als ıIn den Zeıten ihrer Entstehung. Damals lag die Re-
gierungsgewalt bel den Monarchen un! ihren Kabinetten. Ihnen gegenüber
hatten die Parlamente die Aufgabe der Kepräsentation der verschiedenen

e Spolitischen Schichten des Volkes. Die Parlamente sollten den unabhängig
VO  — ihnen bestehenden Kegierungen ein möglichst getreues Spiegelbild der
Meinungen un! Wünsche der verschiedenen Gruppen innerhalb des Staats-
gebietes vorhalten. In der Demokratie jedoch gibt es eiıne VO Parlament
unabhängige Kegierung. S1e mu{ durch das Parlament erst gebildet W:  —

den Jetzt hat das Parlament nicht mehr blo{fß Meinungen un ünsche
äußern, sondern VOT allem handeln. Die alte Aufigabe der politischen Re-
präsentation des Volkes kann das Parlament jetzt 19808 och erfüllen, N®

ZUVOTLF die ihm N  : zugefallene Aufgabe der Regierungsbildung erfüllt J X A
hat Die Idee der Repräsentation erfordert eine Instanz, VOL der repräsen-
tiert wird. Wenn die Parlamente jedoch aufgesplittert sind, da{ S1C.  h
keine handlungsfähige, das heißt eını  (  € un: durch eine parlamentarische
Mehrheit gestützte KRegierung daraus bilden Jäßt, dann ist die parlamen-
tarısche Demokratie Ende

Zweitens: Bei jedem der Frage kommenden Wahlverfahren werden
viele Ansichten un Interessen der einzelnen Staatsbürger un der VOL-

schiedenen politischen Gruppen zurückgestellt. Nur in dem SanzZ seltenen
Falle einer direkten Demokratie, die WINZ1IS kleinen Staatsgebilden eLiwa
VO der Größe 0NACOS möglich A  wäre, könnte jeder Staatsbürger seine
individuellen politischen Meinungen und Wüäünsche ungeschmälert anmel-
den Kür alle. anderen Staatsgebilde der zivilisıerten Welt _ gilt, wäas Mi-
chels4 VOLr VIerZ1g Jahren ber die ‚„technische Unmöglichkeit“ einer direk-
ten Demokratie ausgeführt hat In dem Normalfall der indirekten Demo-
kratie, der man TOTZ der Kritik Rousseaus un anderer Individualisten den

NNamen einer echten Demokratie nicht VO  — vornherein verweigern kann,

Robert Michels, Zur Sozlologie des Parteiwesens un! der modernen Demokratie.
München-Leipzig 1911 ul 1925
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Nikolaus Monzel

wird INeTr C1IN! große Zahl von Wählern durch verhältnismäßig WCN15C
Abgeordnete vertreten. Iso werden manche Meinungen un /ünsche Z

rückgestellt zugunsten der politischen Ziele, die den W ählern Partei
der andidaten -  Sannn sind Das 1sSTt die demokratische Korm der
politischen Integration hne echte Integration, das heißt Zusammenfas-
SUNS un Auseleich der verschiedenen Interessen rer’rIiert DUr Diktator
In der parlamentarischen Monarchie wurde auf autforıtare Weise durch die
Fürstenregierung der integrierende Ausegleich geschaffen uch die Demo-
kratie kann niıcht ohne Integration der politischen Meinungen un: Bestre-
bungen des Volkes bestehen Ks erhebt siıch also die Krave Bis welchem
Grade mu INld 1er die Zurückstellung der individuellen Meinungen und
Interessen un: den integrierenden Zusammenschlufß der Staatsbürger un
der politisch interessierten Gruppen fordern? Die Antwort annn NUrTr lauten:
Bis dem Grade, der C111 funktionsfähiges, das heißt ZU Regierungsbildung
und ZU  — verantwortlichen Opposition fähiges Parlament entstehen älßt

Drittens Weenn WITL gerechtes Wahlverfahren un: S gerechte
Verteilung der Parlamentssitze Tordern, welche Art VO  ; Gerechtigkeit
handelt 65 sich dabei?® Die Moralphilosophie unterscheidet bekanntlich SEeITt
Aristoteles TEL Arten VO  22 Gerechtigkeit die Justıkıa cCommMuUutatıva die den
Bereich priva er Beziehungen zwischen den einzelnen Menschen recelt die
u  1  1a distributiva, gemäls der die Leitung C1Ner Gemeinschaft Lasten und
Güter auft die einzelnen verteilt: die Z  M legalis, die das erhältnis der
einzelnen ZU  —_ Gemeinschaft bestimmen soll Källt die Ausübung des Wahl-
rechtes ı den Bereich der prıvaten Gerechtigkeit ? Bejahen wird diese Frage
1Ur C111 radikaler Individualist. Kr wird 16888 zuirieden SC jeder C 111-
zelne die ungeschmälerte Möglichkeit bekommt Hmme Parla-
ment erheben och das kann LLUFL ZU  > Anarchie führen Man darf nıcht
verkennen da{fß das Wahlrecht kein prıvates, sondern (Semeinschafts-
recht 1STt Das hat VOL mehr als ZWAaNZ1IS Jahren der Moraltheologe un SDa-
tere sterreichische Bundeskanzler Ignaz Seipel ausgeführt. Das Wahlrecht
wird nicht den anderen Wählern un!: W ählergruppen, sondern dem SANZCH
Staat gegenüber ausgeübt. Hs handelt sich die Justitia Jlegalis. Schliefld-
lich kommt C entscheidend nıcht darauftf d da{fß sich Endresultat jede
W ählerstimme gleichmäfßig auswirkt sondern da{fßs e1inNn Parlament un! S
Regierung zustande kommen, die dem emeinwohl dienen können

Viertens Kein och sorgfältig durchdachtes Wahlsystem ann HKr-
Satz mangelndes politisches Ethos Interessenklüngel Parteiego1s-
IL1LUS und hemmungsloses Machtstreben können dem besten W ahlsystem
ZU. Trotz C111 demokratisches Staatswesen rulnNnleren „ s 1ST richtig y} sagt
Maurice Duverger (a ); ‚„„daf Kngland die regierende Partei fast ab-
solute Macht besitzt und da{ßs ECE1IN6 este SCHUSCH würde, ihre Konkur-
r"entiın vernichten ber diese Geste, das weils alle Welt wird 11C

folgen Sie wird un!: kann nıiıcht erfolgen, WwWwe die CISCHNEN Anhänvcer der
Partei S1C nıcht gestatten würden enn S1C W1S5SCI, da{fß die Grundregel der
Demokratie auf der Achtung VOTLT dem Geoner beruht Man annn jedoch
annehmen, dafß das W el Parteien S} stem Ländern, die WECNILSCI tolerant
und WECNISCL VO wahren demokratischen Geist durchdrungen sind rasch

CINer iktatur führen mMu Die Demokratie 1st das Recime der LTC1L-
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O‘s‘l‘(arv'sli.mfm;‚l‚l ASakrä'mén‘f der Üérsößfiung  fen Völker. Die Disziplin, der V erantwortungssinn, die Seli>stzucht, die  Toleranz der Bürger solcher Völker macht sie der Freiheit würdig. Wenn  diese Eigenschaften nicht vorhanden sind oder verschwinden, wird nichts  die Nation daran hindern, sich — nach einem ernsten Wort des Tacitus —  CCC  ‚in die Knechtschaft zu stürzen  .  Fünftens: Ist also die Rettung der Demokratie im wesentlichen eine  Aufgabe der politischen Ethik und Erziehung, so darf man jedoch nicht so  spiritualistisch sein und die Hilfe verachten, die ein wohl durchdachtes  Wahlsystem bei der Bildung und Erhaltung einer verantwortlichen Gesin-  nung der Wähler und Gewählten leisten kann. Auch hier müssen Gesin-  nungs- und Zuständereform Hand in Hand gehen. Die politische Ethik for-  dert von den Wahlberechtigten nicht nur, zur Wahlurne zu gehen, sondern  auch sich zu bemühen um die Erkenntnis der Auswirkungen der verschiede-  nen Wahlverfahren und auch vor solchen Folgerungen nicht zurückzu-  scheuen, die der eigenen Partei ins Fleisch schneiden. Nicht um die Parteien  geht es; es geht um den Staat, dessen Regierung die Parteien bilden und  verantwortlich kontrollieren sollen. Das höchste Gebot der christlichen Ethik  ist die Liebe. Nachdem wir erlebt haben, wie ein zersplittertes und hand-  Jungsunfähiges Parlament von einer gott- und menschenfeindlichen Diktatur  abgelöst wurde, sollten wir einsehen, daß die politische Bemühung um ein  menschen- und christenwürdig geordnetes Staatswesen eine wichtige Form  der Nächstenliebe ist.  Sakrament der Versöhnung  Von OSKAR SIMMEL S.J.  Manche Erkenntnisse sind die kostbare Gabe besonderer Stunden dér  Geschichte. Daß zwischen der Schuld der Menschen und der Unordnung  der Welt ein tiefer Zusammenhang besteht, ist zwar immer wahr, aber nicht  immer erkannt. Als Raskolnikow in Dostojewskis „Schuld und Sühne““ Sofja  seine Untat bekannt hatte, hieß ihn dieses Mädchen, das an dem Rande der  bürgerlichen Welt lebte, aufstehen: „Geh sofort, diesen Augenblick, hin und  stelle dich auf einen Kreuzweg; beuge dich nieder und küsse zuerst die Erde,  die du besudelt hast, und dann verbeuge dich demütig vor der ganzen Welt,  nach allen vier Himmelsrichtungen, und sage dabei jedesmal laut: ‚Ich habe  gemordet!‘“ Es scheint, daß nicht wenigen Menschen unserer Zeit, der so  furchtbar die Grenzen des Daseins enthüllt werden, auch diese Erkenntnisse  wieder geschenkt wurden: von der heillosen Verflochtenheit aller mensch-  lichen Schuld und von der heilsamen Kraft des Bekennens. Wer die „Brief-  kästen‘‘ mancher . Wochenschriften durchschaut, ist oft betroffen von so  viel auswegloser Not, die hier eine noch ausweglosere Hilfe findet. Vielen  Menschen fehlt die Kraft, mit diesem Leben, tausendfach verstrickt in Irr-  tum und Schuld, allein fertig zu werden. Sie verlangen nach einem Men-  schen, der sie anzuhören bereit ist, der alle ihre Bedrängnis in ein wieites‚.  341
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fen Völker. Die Disziplin, der Verantwortungssinn, die Selbstzucht, die
Toleranz der Bürger solcher Völker macht s1e der FKFreiheit würdig. Wenn
1696 Kigenschaften nicht vorhanden sind oder verschwinden, wird nichts
die Nation daran hindern, S1C  h ach einem ernsten Wort des Tacıtus

Ndie Knechtschaft stürzen
KFünftens: Ist also die Rettung der Demokratie wesentlichen eine

Aufgabe der politischen Ethik und Erziehung, darf INna  — jedoch nicht
spiritualistisch SeIN und die. Hilfe verachten, die e1in ohl durchdachtes
Wahlsystem bei der Bildung un Krhaltung einer verantwortlichen Gesin-
ILUNS der W ähler und Gewählten eisten ann. uch 1er Inussen (Gesin-
S un: Zuständereform and and gehen. Die politische Ethik for-
ert VO den Wahlberechtigten nicht NUr, ZU  > Wahlurne gehen, sondern
auch sich Zu bemühen die Erkenntnis der Auswirkungen der verschiede-
nen Wahlverfahren und auch VOT solchen Folgerungen nicht zurückzu-
scheuen, die der eigenen Partei 1Ns Fleisch schneiden. Nicht die Parteien
geht C CS geht den Staat, dessen Kegierung die Parteien bilden und
verantwortlich kontrollieren sollen. Das höchste Gebot der christlichen Ethik
ıst die Liebe Nachdem WIT erlebt haben, W1e eın zersplittertes un hand-
Jungsunfähiges Parlament VO. einer SOoLL- un menschenfeindlichen Diktatur
abgelöst wurde, sollten WIT einsehen, dafß die politische Bemühung eln
menschen- un christenwürdig geordnetes taatswesen eine wichtige Form
der Nächstenliebe ist.

Sakrament der Versöhnung
Von KA SIMMEL S. J.

Manche Erkenntnisse sıind die kostbare abe besonderer Stunden der
Geschichte. Dafs zwischen der Schuld der Menschen und der Unordnung
der Welt eın tiefer Zusammenhang besteht., ıst ZWAaLr immer wahr, aber nıcht
immer erkannt. Als Raskolnikow In Dostojewskis ‚„Schuld und Sühne‘‘“ Sofja
sSeINe Untat bekannt hatte, hiefß ıhn dieses Mädchen, das d. dem R(lfld@ der
bürgerlichen Welt lebte, aufstehen: ‚„„Geh sofort, diesen Augenblick, hın und
stelile dich auft einen Kreuzweg; beuge dich nıeder un!: küsse ZUerst die Erde,
die du besudelt hast, un! annn verbeuge dich demütig VOL der AANZCH Welt,
ach allen 1er Himmelsrichtungen, un SasC dabei jedesmal laut ‚iIch habe
gemordet !“ Es scheint, da{fß nıcht wenigen Menschen uUNsScCcrer Zeit, der
fürchihar die Grenzen des Daseins enthüllt werden, auch diese Erkenntnisse
wieder geschenkt wurden: VO  — der heillosen Verflochtenheit aller mensch-
ichen Schuld un VO  — der heilsamen Kraft des Bekennens. Wer die „Brief-
kästen‘‘ mancher W ochenschriften durchschaut, ıst oft betroffen VOonN

viel auswegloser Not, die 1er 1ne och ausweglosere Hılfe findet Vielien
Menschen fehlt die Kraft, mıt diesem Leben, tausendfach verstrickt In iIrr-
tum un!: Schuld, alleıin fertig werden. Sie verlangen ach einem Men-
schen, der sS1Ee anzuhören bereit ıst, der alle ihre Bedrängnis e1in weites,
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